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 Künstliche Intelligenz in der 

Steuerverwaltung 

Ab Mai 2025 setzt die Finanzverwaltung 

Nordrhein-Westfalen bei der Risikobeurteilung 

von Steuerfällen auf ein neues KI-Modul. 

Dieses soll das bewährte 

Risikomanagementsystem der 

Finanzverwaltung ergänzen. 

Das KI-Tool soll dabei unterstützen, 

nachvollziehbare und unproblematische 

Steuererklärungen treffsicherer zu erkennen. 

Diese Fälle mit geringem Prüfbedarf können 

dann automatisch bearbeitet und damit 

schneller abgeschlossen werden. Gleichzeitig 

sollen dadurch die personellen Ressourcen der 

Finanzverwaltung zielgerichteter für die 

komplexeren Fälle verwendet werden können. 

Nordrhein-Westfalen ist das erste Bundesland, 

dass ein solches KI-Modul verwendet. Das 

System wird zunächst in vier Pilotfinanzämtern 

bei klassischen Arbeitnehmerfällen getestet. 

Eine Ausweitung auf weitere Finanzämter und 

weitere Fallkonstellationen ist bereits in 

Planung. 

 

 Schenkungsteuer: Grundstücke im 

Zustand der Bebauung 

Das FG Münster musste sich mit der 

spannenden Frage beschäftigen, ob ein 

Grundstück, welches sich noch im Zustand der 

Bebauung befindet und zukünftig vermietet 

werden soll, aus erbschaftsteuerrechtlicher 

Sicht sog. Verwaltungsvermögen darstellt. 

Diese zunächst exotisch anmutende 

Fragestellung hat einen höchst 

praxisrelevanten Hintergrund: Grundsätzlich 

können Betriebsvermögen unter 

Inanspruchnahme von erheblichen steuerlichen 

Begünstigungen (Regelverschonung 85 % 

Bewertungsabschlag, sog. Optionsverschonung 

sogar 100 % Bewertungsabschlag = steuerfrei) 

übertragen werden. D. h. auch wenn der Wert 

des Vermögens die persönlichen steuerlichen 

Freibeträge (zu Kindern bspw. 400.000 EUR 

pro Elternteil) übersteigen sollte, kann eine 

Übergabe des Betriebs oder von 

Geschäftsanteilen ohne Anfall von 

Schenkungsteuer erfolgen. 

Seit dem Jahr 2016 ist hierbei jedoch zu 

beachten, dass nicht alle Wirtschaftsgüter des 

Betriebs vorbehaltslos von dieser Begünstigung 
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erfasst werden. Insbesondere Grundbesitz, 

welcher fremden zur Nutzung überlassen wird, 

soll von den Begünstigungen quasi vollständig 

ausgeschlossen werden, auch wenn es sich 

hierbei ertragsteuerlich um entsprechendes 

Betriebsvermögen handelt. Dieses ist in der 

Praxis ein erheblicher Fallstrick bei der 

Übergabe betrieblicher Einheiten, da 

Immobilien regelmäßig hohe Werte aufweisen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage von 

großer Bedeutung, wann denn entsprechende 

Grundstücke in den Katalog sog. nicht 

begünstigten Verwaltungsvermögens rutschen. 

Das Gesetz spricht insoweit von Grundstücken 

„welche Dritten zur Nutzung überlassen 

werden“. Nach Ansicht der Münsteraner Richter 

sei dies nicht der Fall, wenn das Gebäude noch 

nicht fertiggestellt sei, denn es werde zu 

diesem Zeitpunkt schlichtweg noch nicht „zur 

Nutzung überlassen“. Eine Ausnahme greife 

lediglich, wenn gezielt ein Leerstand durch 

entsprechende Kündigungen herbeigeführt 

werde, was im Urteilsfall jedoch nicht der Fall 

gewesen ist – hier standen die Objekte – es 

handelte sich um Ferienhäuser – kurz vor der 

Fertigstellung.  

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da das 

Finanzamt die Revision beim Bundesfinanzhof 

(BFH) erhoben hat. Trotzdem zeigt es, wie 

wichtig bei der Nachfolgegestaltung auch der 

richtige Zeitpunkt der Übertragung ist.  

 

 Kaufpreisaufteilung bei Immobilien 
 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat im 

Februar 2025 auf seiner Internetseite eine 

aktualisierte Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung 

bei bebauten Grundstücken veröffentlicht. Ein 

Gesamtkaufpreis kann damit auf den Boden- 

und Gebäudewert aufgeteilt werden. Dem 

Berechnungsschema liegt die höchstrichterliche 

Rechtsprechung zugrunde, nach der ein 

Gesamtkaufpreis für ein bebautes Grundstück 

nicht nach der sogenannten Restwertmethode, 

sondern nach dem Verhältnis der 

Verkehrswerte oder Teilwerte aufgeteilt werden 

muss. 

Anhand der Berechnungshilfe können 

Vermieter die Kaufpreisaufteilung entweder 

selbst durchführen oder die Plausibilität ihrer 

eigenen Wertansätze überprüfen. Auch die FA 

nutzen die Arbeitshilfe. Abrufbar ist das 

aktualisierte Berechnungs-Tool unter 

http://www.bundesfinanzministerium.de. 

Hinweis: Nach wie vor ist anzuraten, eine 

entsprechende Aufteilung des Kaufpreises in 

einen Anteil Grund und Boden und den 

Gebäudeanteil bereits im notariell zu 

beurkundenden Kaufvertrag vorzunehmen. An 

diese Werte ist das Finanzamt grundsätzlich 

gebunden, es sei denn, die Aufteilung erfolgte 

unter bewusster Außerachtlassung der realen 

Werte. In diesen Fällen dürfen die Finanzämter 

die entsprechende vertragliche Regelung 

verwerfen und unter zu Grunde Legung der 

obigen Arbeitshilfe eine anderweitige Aufteilung 

vornehmen. 

 

 Kindergeldanspruch während des 

freiwilligen Wehrdienstes  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, 

dass ein Kindergeldanspruch während des 

Freiwilligen Wehrdienstes unter bestimmten 

Voraussetzungen bestehen kann. Im 

Streitfall wurde der Anspruch für einzelne 

Monate unterschiedlich beurteilt, abhängig 

von der Ausbildungsbereitschaft und den 

Bemühungen des Kindes um einen 

Ausbildungsplatz. 

Hintergrund 

Ein Kind, das seine Schulausbildung im 

Sommer 2021 mit dem Abitur abgeschlossen 

hatte, bewarb sich bereits zuvor für den 

Freiwilligen Wehrdienst bei der Bundeswehr 

mit Einstellungstermin Oktober 2021.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/
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Die Familienkasse gewährte zunächst 

Kindergeld für das Kind, das einen 

Ausbildungsplatz sucht, und berücksichtigte 

dabei die Grundausbildung bis Februar 2022. 

Ab März 2022 wurde die Kindergeldfestsetzung 

aufgehoben, da die Familienkasse keinen 

weiteren Anspruch sah.  

Der Einspruch des Klägers gegen diese 

Entscheidung blieb erfolglos, weshalb Klage 

erhoben wurde. 

Entscheidung  

Der BFH entschied, dass der 

Kindergeldanspruch für den Monat März 2022 

nicht besteht, für die Monate April und Mai 2022 

hingegen schon. 

Für März 2022 lagen die Voraussetzungen des 

für den Anspruch auf Kindergeld nicht vor. Ein 

Kindergeldanspruch besteht nur, wenn ein Kind 

eine Berufsausbildung mangels 

Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder 

fortsetzen kann. Im konkreten Fall fehlte es an 

einem Nachweis, dass das Kind im März 2022 

ernsthafte Bemühungen um einen 

Ausbildungsplatz unternommen hatte. 

Für April und Mai 2022 wurde der 

Kindergeldanspruch anerkannt. Im April 2022 

legte das Kind eine Bescheinigung der 

Bundeswehr vor, aus der hervorging, dass es 

nach dem Freiwilligen Wehrdienst ein ziviles 

Studium aufnehmen wolle. Diese 

Bescheinigung belegte die 

Ausbildungsbereitschaft. Zudem bewarb sich 

das Kind im Mai 2022 um einen Studienplatz für 

das Wintersemester 2022, was den 

frühestmöglichen Zeitpunkt für den 

Studienbeginn darstellte. Ein Studienbeginn 

zum Sommersemester war aufgrund der 

zeitlichen Abläufe nicht mehr möglich. 

Die Ausbildungsbereitschaft des Kindes wurde 

somit durch objektive Umstände bestätigt, und 

die Bemühungen um einen Ausbildungsplatz 

waren ernsthaft und nachvollziehbar. 

 

 Niedrigverzinsung von 

Verwandtendarlehen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, 

dass niedrig verzinste Darlehen zwischen 

Verwandten als Schenkung im Sinne des 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-

gesetzes (ErbStG) zu werten sind. Das liegt 

an dem Vorteil, den der Darlehensnehmer 

durch die Nutzung eines unter dem 

marktüblichen Zinssatz liegenden Darlehens 

erhält. Dieser Vorteil unterliegt der 

Schenkungsteuer. 

Hintergrund 

Im vorliegenden Fall erhielt der Kläger von 

seiner Schwester ein Darlehen, das 

rückwirkend ab dem 1. Januar 2016 mit einem 

Zinssatz von 1 % verzinst wurde.  

Das Darlehen war auf unbestimmte Zeit 

gewährt und konnte erstmals zum 31. 

Dezember 2019 mit einer Frist von zwölf 

Monaten gekündigt werden. Das Finanzamt 

bewertete die Differenz zwischen dem 

vereinbarten Zinssatz von 1 % und dem 

marktüblichen Zinssatz von 5,5 % als 

freigebige Zuwendung i.S.d. 

Erbschaftsteuergesetzes. 

Da es sich um eine Nutzung von ungewisser 

Dauer handelte, wurde der Nutzungsvorteil mit 

dem 9,3-fachen des Jahreswerts kapitalisiert. 

Auf dieser Grundlage setzte das Finanzamt 

Schenkungsteuer fest. Der Kläger legte 

Einspruch ein, der jedoch ebenso wie die 

anschließende Klage abgewiesen wurde. 

Entscheidung 

Der BFH hob die Entscheidungen der 

Vorinstanzen auf und stellte klar, dass die 

Gewährung eines niedrig verzinsten Darlehens 

tatsächlich eine freigebige Zuwendung i.S.d. 

Erbschaftsteuergesetzes darstellt.  

Der Vorteil für den Darlehensnehmer liegt in 

der Möglichkeit, das überlassene Kapital zu 

einem Zinssatz zu nutzen, der unter dem 

marktüblichen Niveau liegt. Dieser Vorteil führt 

zu einer Vermögensmehrung beim 
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Darlehensnehmer und unterliegt daher der 

Schenkungsteuer. 

Die Vermögensminderung auf Seiten des 

Darlehensgebers ergibt sich aus dem Verzicht 

auf den Ertrag, den er bei marktüblicher 

Verzinsung hätte erzielen können. Im Streitfall 

wurde der marktübliche Zinssatz auf 2,81 % 

festgelegt. Da der vereinbarte Zinssatz lediglich 

1 % betrug, ergab sich ein Zinsvorteil von 1,81 

%. Dieser Vorteil wurde als Grundlage für die 

Besteuerung herangezogen. 

Der BFH bestätigte damit, dass die Differenz 

zwischen dem marktüblichen Zinssatz und dem 

vereinbarten Zinssatz als Nutzungsvorteil zu 

bewerten ist. Dieser kapitalisierte Vorteil stellt 

die Grundlage für die Berechnung der 

Schenkungsteuer dar. 

Hinweis: Achten Sie bei 

Darlehensbeziehungen zwischen nahen 

Angehörigen insbesondere auf eine 

fremdübliche Ausgestaltung. Hierbei ist der sog. 

Fremdvergleichsgrundsatz zu beachten, d.h. 

dass auch ein Darlehen zwischen nahen 

Angehörigen dem unter fremden Dritten 

fremdüblichen Grundsätzen (z.B. zur Laufzeit, 

Verzinsung, etc.) entsprechen muss. 

 

 Lieferung von Holzhackschnitzeln als 

Brennholz 

Wer Holzhackschnitzel kauft, die zum 

Heizen gedacht sind, zahlt darauf nur noch 

den ermäßigten Mehrwertsteuersatz. Das 

Bundesfinanzministerium (BMF) hat in 

einem Schreiben klargestellt, dass 

Holzhackschnitzel unter bestimmten 

Voraussetzungen als Brennholz gelten – 

und damit steuerlich begünstigt sind. 

Hintergrund 

Im sog. Jahressteuergesetz 2024 wurde 

geregelt, dass Holzhackschnitzel als 

Brennholz dem ermäßigten 

Umsatzsteuersatz unterliegen. Das BMF hat 

nun in einem Schreiben zu der Neuregelung 

Stellung bezogen.  

Voraussetzung für die Anwendung des 

ermäßigten Steuersatzes ist, dass die 

Hackschnitzel eindeutig zum Verbrennen 

bestimmt sind. Das erkennt man z.B. daran,  

• wie sie verpackt sind,  

• wie trocken sie sind oder  

• ob sie fürs Heizen von Wohnungen oder 

öffentlichen Gebäuden gedacht sind.  

Wenn der Feuchtigkeitsgehalt unter 25 

Prozent liegt, gilt das Material in der Regel als 

Brennholz – egal, was der Käufer später damit 

macht. 

Anwendungsregelung 

Diese neue Regelung setzt Urteile deutscher 

und europäischer Gerichte in nationales Recht 

um. Sie gilt für alle Umsätze, die nach dem 

5.12.2024 ausgeführt werden. Für frühere 

Lieferungen gewährt die Finanzverwaltung 

noch Übergangsregeln. 

 

 

 Weitere Informationen 

Auf unsere Internetseite (www.meyer-

stb.com) erhalten Sie unter „Aktuelles“ auch 

zu anderen Themen aktuelle Informationen 

aus Rechtsprechung, 

Verwaltungsregelungen und Gesetzgebung  

Die vorstehenden Ausführungen und Beiträge 

sind mit größter Sorgfalt und nach bestem 

Wissen und Kenntnisstand verfasst worden. Es 

handelt sich nicht um eine abschließende und 

vollständige Darstellung und ersetzt nicht die 

Beratung im Einzelfall. Eine Haftung für den 

Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 

nicht übernommen werden. 


